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Arbeitshilfe: Umsetzung Gewalthilfegesetz – Checkliste zur Entwicklungsplanung 

Vorbemerkung 

Mit der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt am 27. Februar 2025 ist das Gewalthilfegesetz in 

Kraft getreten. Dieses Gesetz stellt einen Meilenstein dar, da wir uns davon einen Systemwandel 

im Bereich geschlechtsspezifische Gewalt/häusliche Gewalt erhoffen. Seit der Verabschiedung des 

Gesetzes geht es darum, es in seinem Grundansatz und vor dem Hintergrund der Istanbul-

Konvention (IK) und der EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt1 auf der Ebene der Länder möglichst umfassend umzusetzen. 

Daher hat sich im Sommer 2025 ein diesbezügliches übergreifendes, zivilgesellschaftliches 

Austauschgremium zwischen der Bundes- und Länderebene gebildet, dem unter anderem 

zahlreiche Vertreter*innen der Bundesfachverbände von Frauenhäusern und Fachberatungsstellen 

sowie der Täterarbeit, Bundesselbstvertretungen der vulnerablen Zielgruppen, die 

Landesarbeitsgemeinschaften der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten sowie weitere 

Landesfachverbände und Organisationen angehören. Inzwischen umfasst das Austauschforum über 

100 Bundes- oder Landesverbände sowie Organisationen oder einzelne Expert*innen, die in einem 

regulären, engmaschigen Wissensaustausch stehen. 

Das Vorgehen der Bundesländer im Querschnitt zeigt bereits seit dem letzten Jahr, dass eine 

Umsetzung des Gewalthilfegesetzes von der Bundesebene auf die Ebene der Bundesländer 

heterogen erfolgt und es dabei nicht selbstverständlich ist, dass die nun anstehenden 

Umsetzungsschritte umfassend und intersektional unter konsequenter Berücksichtigung der 

verschiedenen Gruppen von Frauen in unterschiedlichen Lebenslagen konzipiert werden. Vor 

diesem Hintergrund haben wir es für die derzeitige Entwicklungsplanung auf der Ebene der 

Bundesländer als dringende Notwendigkeit erachtet, seitens der Fachverbände eine übergreifende 

Checkliste zu deren Umsetzung zu konzipieren.  

Diese Checkliste greift die Themenbereiche Partizipation, Unterstützungssystem (Schutz und 

Beratung), Prävention, Öffentlichkeits-, strukturierte Vernetzungs- und Täterarbeit innerhalb des 

Hilfesystems und mit anderen Hilfsdiensten, Behörden und Einrichtungen, aber auch die von 

geschlechtsspezifischer Gewalt betroffenen Zielgruppen auf. Dies muss sich in der 

Entwicklungsplanung gem. § 8 GewHG widerspiegeln. Aus unserer fachlichen Sicht sind auch 

darüber hinaus gehende Aspekte mit zu berücksichtigen. 

Bei der Checkliste handelt es sich um ein pragmatisches und niedrigschwellig nutzbares 

Anwendungsinstrument für die operative Ebene, das dezidiert unterstützend wirken soll. 

Gegebenenfalls ist sie um individuelle Komponenten vor Ort zu ergänzen bzw. zu reduzieren. 

 
1 Diese Richtlinie ist bis Juni 2027 in nationales Recht umzusetzen. 
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Checkliste 

1 Partizipation und länderübergreifende Abstimmung/Vereinheitlichung 

1.1 Bei der Bestimmung von Bedarfen und Weiterentwicklung von Angeboten sind einzubeziehen:  

- Fachverbände (des spezialisierten Hilfesystems wie Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen) und 
deren Landesvertretungen sowie der Täterarbeit,  

- Kommunale Gleichstellungsbeauftragte aus kleinen, mittleren und großen Kommunen/Landkreisen, 

- unabhängige Hilfeträger vor Ort – und nicht-landesfinanzierte Einrichtungen außerhalb des 
federführenden Referats, 

- Landeskoordinierungsstellen zur Istanbul-Konvention/ Landeskoordinationsstellen digitale 
Gewalt/FGM-C, 

- alle relevanten staatlichen / kommunalen Stellen wie Jugendämter, Sozialämter, Wohnungsämter 
Eingliederungsbehörden, BAMF, Ausländerbehörden, Asyl-Aufnahmebehörden und andere  

- Vertreter*innen des allgemeinen Hilfesystems und des Gesundheitssystems, insbesondere: 
Hausärzt*innen und Krankenhäuser, Jobcenter, Erziehungsberatungsstellen, Migrationsberatung, 
Fachkräfte und Selbstvertreter*innen aus Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen, für 
Asylsuchende und für wohnungslose Menschen, und Selbstvertretungsorganisationen (von Frauen 
mit Behinderung, mit Migrations- und Fluchterfahrung, mit psychischen Beeinträchtigungen etc.). 

1.2 Transparenz:  

- Sicherstellung transparenter Verfahren und Informationsflüsse der Landesregierung gegenüber den 
Fachverbänden/Agierenden im Gewaltschutzsystem, z.B. durch regelmäßige Veröffentlichung des 
Planungsstands an alle relevanten Agierenden (im Internet, per Email oder im Veranstaltungsformat) 
bzw. durch die Benennung einer Ansprechstelle der Landesregierung für Nachfragen und Anregungen 

1.3 Wissenstransfer innerhalb Zivilgesellschaft herstellen 

- Auch innerhalb der Landesverbände und jeweiligen Fachvertretungen ist darauf zu achten, den 
Wissenstransfer untereinander herzustellen und Austauschformate dafür zu schaffen – und zwar 
kontinuierlich und grundlegend 

- Aus Erfahrung ist es insbesondere für die Allgemeinen Hilfsdienste und 
Selbstvertretungsorganisationen der vulnerablen Zielgruppen besonders schwer, in den derzeitig 
stattfindenden Austauschen mit in dem Prozess der Entwicklungsplanung beteiligt zu sein  

- Einbeziehung aller relevanten Initiativen und Organisationen im Bereich der Zivilgesellschaft in 
Informations- und Austauschformate: u.a. Fachberatungsstellen gegen Gewalt, Frauenhäuser, 
Frauen- und Familienberatungsstellen, Fachberatungen für Menschenhandel, Wohnungslosenhilfe, 
Beratungsvereine für Menschen mit Behinderungen, Asyl(verfahrens)beratungen, 
Flüchtlingsinitiativen, Migrantische Selbstorganisationen, Vielfaltsinitiativen, Frauenvereine, etc.  

- Es braucht daher feststehende Formate oder Strukturen, die diesen Wissenstransfer untereinander 
ermöglichen (z.B. Landesbündnisse, Arbeitsgruppen, Verteiler, Clouds etc.), die somit einen Zugang 
zum Wissen/zu aktuellen Prozessen ermöglichen und somit eine Partizipation erleichtern. 
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2 Bedarfsgerechtes Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt 

2.1 Allgemein: 

Das Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt beinhaltet nach § 1 GewHG Schutz, 
Beratungs- und Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder sowie Prävention, 
Öffentlichkeitsarbeit und strukturierte Vernetzungsarbeit innerhalb des Hilfesystems und mit anderen 
Hilfsdiensten, Behörden und Einrichtungen. Dies muss sich in den Entwicklungsplanungen widerspiegeln.  

Dies umfasst: 

- Bereitstellen eines flächendeckenden Hilfesystems, das Schutz- und Beratungsangebote für alle 
Zielgruppen (siehe unter Ziff. 3) gleichermaßen beinhaltet  

- Fortlaufende Überprüfung, inwieweit der niedrigschwellige und barrierefreie Zugang zu diesen 
Angeboten für alle gewaltbetroffenen Frauen auch bundeslandübergreifend besteht 

- Gleichberechtigte Einbeziehung unterschiedlicher Träger 
- Entwicklung von ineinandergreifenden Konzepten von Prävention, Intervention und 

Unterstützung, Umsetzung durch strukturierte Kooperation und Vernetzung 
- Die Finanzierung muss strukturell verankert und langfristig abgesichert sein und übergeordnete 

Aufgaben wie Fachaustausch oder Qualitätssicherung einschließen 

2.2 Bedarfsgerecht (orientiert an den Standards der Fachverbände):  

 Individuelle, dynamische und ggf. spezialisierte Unterstützung, unterlegt mit den bestehenden 
konkreten Personal- und Sachressourcen 

- Berücksichtigung aller Formen von geschlechtsspezifischer Gewalt, neben sexualisierter und 
häuslicher Gewalt auch wirtschaftliche, digitale Gewalt, Zwangsverheiratung, Menschenhandel und 
FGM-C 

- Förderung / Finanzierung allgemeiner Hilfsdienste, die fachlich beraten und unterstützen bei kurz-, 
mittel- oder langfristiger Bewältigung der Gewaltsituation sowie zur Überwindung und Verarbeitung 
der Gewalterfahrung: wie rechtliche und psychologische Beratung, allgemeine gesundheitliche 
Versorgung, finanzielle Unterstützung, Unterkunft, Wohnungssuche, Ausbildung, Schulung sowie 
Unterstützung bei der Arbeitssuche (§ 3 GewHG, IK Art. 20) 

- Dezidierter Einbezug spezialisierter Fachberatungsstellen: wie Frauennotrufe, Interventionsstellen 
bei häuslicher Gewalt mit proaktiver Beratung, Beratungsstellen (IK Art. 22)., auch mit spezifischer 
Ausrichtung wie z.B. für ältere und hochaltrige Frauen bzw. sehr junge Frauen/Mütter, Frauen mit 
Behinderung, geflüchtete Frauen, Frauen mit Migrationserfahrung und/oder ungesichertem 
Aufenthalt, FLINTA*, queere Personen, wohnungslose Frauen, Frauen mit Drogen/Suchtkonsum, 
Frauen mit psychischer Beeinträchtigung 

- Differenzierte Erfassung verschiedener Schutzunterkünfte: wie (dezentrale) Schutzplätze/ 
-wohnungen und temporäre Notaufnahmeplätze; Frauenhäuser und Schutzwohnungen mit 
anonymer und bekannter Adresse; spezielle Aufnahmeeinrichtungen im Asylsystem, Second Stage 
Angebote (IK Art. 23) 

2.3 Fachlich qualifiziert:  

- Fachkräfte des spezialisierten Hilfesystems und Allgemeiner Hilfsdienste mit adäquater Ausbildung, 
regelmäßiger Fort- und Weiterbildung sowie tarifgerechter Vergütung 
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- Orientierung an den Qualitätsstandards bzw. Qualitätsempfehlungen der Bundesfachverbände der 
Fachberatungsstellen2 und Frauenhäuser3 sowie weiterer Fachverbände zu spezifischen 
Themenfeldern wie Menschenhandel oder FGM-C 

- Zusatzqualifizierungen zur Unterstützung vulnerabler Gruppen (z.B. zur Rechtslage im Kontext 
Behinderung, Flucht, Migration, Wohnungslosigkeit, Sucht) 

2.4 Zeitnah:  

- Schutzkonforme Verfahren für Not- und Eilfälle 
- Kurzfristiger Einsatz ambulanter Assistenz- und Pflegedienste bei akuter polizeilicher Wegweisung 
- Einrichtungen für akute Kriseninterventionen (sowohl ambulant in Fachberatungsstellen als auch 

stationär in Frauenhäusern) 
- Kapazitäten für Sofortaufnahme 
- Rufbereitschaft (Nacht- und Wochenenderreichbarkeit) 

2.5 Flächendeckend:  

- Wohnortnahe Angebote und Einrichtungen, orientiert an den Empfehlungen der Istanbul-Konvention 
zur Quantität, mit geringen Anfahrtswegen 

- Gute Verkehrs- und Infrastruktur-Anbindung 
- Berücksichtigung regionaler Besonderheiten, vor allem ländlich/ städtisch 
- Flächendeckend mobiler bzw. stationäre Angebote in Einrichtungen, die die Bewohner*innen nicht 

ohne Weiteres (selbstständig) verlassen können, etwa Einrichtungen für Menschen mit (Mobilitäts-) 
Behinderungen oder für Asylsuchende, die einschränkenden Auflagen unterliegen 

- besonderer Fokus auf die ländlichen Räume 

2.6 Niedrigschwellig:  

- Räumliche und zeitliche Erreichbarkeit (wohnortnah) 
- Digitale Beratungsangebote und Telefonberatung 
- bei Bedarf aufsuchende Beratung (z.B. für Frauen im hohen Alter oder mit Assistenz-/Pflegebedarf, 

in „geschlossenen” Asylunterkünften und anderen Notunterkünften und Einrichtungen) 
- Barrierefreiheit inklusive Mehrsprachigkeit und qualifizierter Dolmetschungsangebote (siehe auch 

Punkt 3) 
- Die anonyme Inanspruchnahme von Schutz und Beratung muss immer möglich sein 
- Angebote für gewaltbetroffene drogenkonsumierende, psychisch erkrankte und/oder wohnungslose 

Frauen schaffen (z.B. gemeinsame Beratungsstellen mit Sucht, Wohnungslosen- und 
Eingliederungshilfe) 

 

 
2 https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/ueber-uns/bff-qualitaetssicherung/qualitaetsentwicklung-und-

qualitaetssicherung.html  
3 Frauenhauskoordinierung: https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/ausstattung-des-

hilfesystems/qualitaetsempfehlungen-fuer-frauenhaeuser und ZIF: https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-
content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-raeumliche-Ausstattung.pdf 

https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/ueber-uns/bff-qualitaetssicherung/qualitaetsentwicklung-und-qualitaetssicherung.html
https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/ueber-uns/bff-qualitaetssicherung/qualitaetsentwicklung-und-qualitaetssicherung.html
https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/ausstattung-des-hilfesystems/qualitaetsempfehlungen-fuer-frauenhaeuser
https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/ausstattung-des-hilfesystems/qualitaetsempfehlungen-fuer-frauenhaeuser
https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-raeumliche-Ausstattung.pdf
https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-raeumliche-Ausstattung.pdf
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2.7 Konkretisierung für Fachberatungsstellen:  

In Anlehnung an die Forderungen der Istanbul-Konvention und der EU-Richtlinie sowie den 
Qualitätsstandards des bff wurde der Personalbedarf berechnet4. Damit Fachberatungsstellen ihre 
Schlüsselrolle im Hilfesystem und entsprechend IK und Gewalthilfegesetz ausfüllen können, werden in 
jeder Region mit 100.000 Einwohner*innen mindestens folgende Personalressourcen benötigt: 

 

Arbeitsbereich Personalbedarf je 100 000 Personen 

Einzugsgebiet 

Beratung, Fachberatung, Gruppenangebote 4,5 Vollzeitstellen 

Präventions- und Qualifizierungsangebote 2 Vollzeitstellen 

ggf. zusätzliche Arbeitsanforderungen aufgrund 

regionaler Besonderheiten 

(z.B. sehr ländliche Region, großes Einzugsgebiet) 

0,5 – x Vollzeitstellen 

 

Unabhängig von der Größe des Einzugsgebietes sind in jeder Fachberatungsstelle folgende 

Personalressourcen notwendig: 

Arbeitsbereich 
Personalbedarf je 

Fachberatungsstelle 

Organisation, geschäftsführende Aufgaben, 

Finanzakquise, Teamleitung 

0,5 VZÄ[1]; pro angefangene 

Vollzeitstelle zusätzlich 0,15 VZÄ 

Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung, Gremienarbeit 
0,15 VZÄ; pro angefangene 

Vollzeitstelle zusätzlich 0,1 VZÄ 

Verwaltung, Lohnbuchhaltung, 

Verwendungsnachweise etc. 

0,3 VZÄ; pro angefangene 

Vollzeitstelle zusätzlich 0,2 VZÄ 

ggf. zusätzliche Arbeitsanforderungen in der 

Beratungsstelle 

(z.B. aufgrund eines erfolgreichen Onlineangebots, 

das überregional genutzt wird) 

0,3 – x Vollzeitstellen 

       [1] VZÄ = Vollzeitäquivalent = Vollzeitstelle 

 
4 Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff): Die Fachberatungsstellen: Aktiv gegen Gewalt 

gegen Frauen und Mädchen. Stark für die Gesellschaft – Gegen Gewalt, S. 36-37, https://www.frauen-gegen-
gewalt.de/de/aktionen-themen/finanzierung-von-hilfe.html  

https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/aktionen-themen/finanzierung-von-hilfe.html
https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/aktionen-themen/finanzierung-von-hilfe.html
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2.8 Konkretisierung für Frauenhäuser:  

Nach den Qualitätsempfehlungen von Frauenhauskoordinierung e.V.5 und den Anforderungen an die 

Personal- und Sachmittelausstattung sowie die räumliche Ausstattung von Frauenhäusern der ZIF6: 

 

Art der Leistung/Aufgabe und 
Zielgruppe der Unterstützung 

FHK 2024 Stellenanteil 
(STA) 

ZIF Stellenanteil 
(STA) 

gemeinsamer 
Nenner 

Beratung und Begleitung der 
Frauen vor, während und nach 
dem Frauenhausaufenthalt inkl. 
Inklusion/besondere Bedarfe, inkl. 
Gefährdungsmanagement/digitale 
Gewalt, inkl. Unterstützung bei 
Wohnungssuche und 
psychosoziale Nachbetreuung 
inkl. Beratung und Begleitung der 
Frauen in ihrer Mutterrolle  

1 VZÄ pro 3 
Frauenplätze 

0,33 1 VZÄ pro 4 
Frauen bzw. 
Kinder 

0,25   

Beratung und Begleitung der 
Kinder während und nach dem 
Frauenhausaufenthalt 

1 VZÄ pro 4 
Kinderplätze 

0,25 1 VZÄ pro 4 
Kinderplätze 

0,25 1 bis 1,2 VZÄ an 
Fachpersonal pro 4 
Personen (Frauen 
und Kinder) im 
Frauenhaus  

Nacht- und Wochenenddienste 
(fachlich qualifizierte 
Rufbereitschaft)  

nach Tarif   pauschal 0,73 
VZÄ 

    

Geschäftsführung / Leitung 
inkl. Kooperation, 
Öffentlichkeitsarbeit und 
Prävention  

  1,00 - 2,00 
STA 

      

Geschäftsführung, 
Projektverantwortung, 
Finanzakquise, konzeptionelle 
Weiterentwicklung pauschal  

     0,67 VZÄ     

Kooperation und Vernetzung, 
Öffentlichkeitsarbeit, Prävention, 
Fachberatung 

integriert s. 
o. 

  0,60 VZ 
pauschal 

∑ = 1,27 Für geschäfts-
führende Tätigkeit, 
Öffentlichkeitsarbeit, 
Kooperation und 
Vernetzung braucht 
es mind. 1,25 VZÄ pro 
Frauenhaus.  

Verwaltung und 
Gebäudemanagement/ 
Hauswirtschaft 

  mind. 1 STA 1 VZÄ für 40 
Frauen- und 
Kinder-plätze 

0,025   

 
5 https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-
24_FHK_Publ_QE_2024_final.pdf  
6 https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-
raeumliche-Ausstattung.pdf  

https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-24_FHK_Publ_QE_2024_final.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-24_FHK_Publ_QE_2024_final.pdf
https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-raeumliche-Ausstattung.pdf
https://autonome-frauenhaeuser-zif.de/wp-content/uploads/2023/10/Anhang-1-Personal-Sachmittel-und-raeumliche-Ausstattung.pdf
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Verwaltung: Buchhaltung, 
Personalwesen, Nachweisführung, 
Vertragswesen, 
Bürokommunikation u. a. 

    gefasst unter 
sonstige 
Gemeinkosten 
mit 10% der 
Personalkosten 

    

VZÄ = Vollzeitäquivalente 
     

 
Definition Frauenhausplatz 
Unter einem Frauenhaus-Platz wird ein Zimmer für jede Frau plus eigene Sanitäranlage verstanden. 
Zusätzlich braucht es Platz für die Kinder abhängig von Anzahl und Alter.  
 
Auslastung Frauenhaus 
Die Auslastung soll max. 80 %, vorzugsweise 75 % betragen. 
 
Strukturempfehlung, regionale Verteilung der Frauenschutzplätze  
In jedem Kreis, jeder kreisfreien Stadt muss es mindestens ein Frauenhaus geben und mehrere 
Frauenhäuser in Großstädten.  
 
Die Anzahl der Plätze in Frauenhäusern berechnet sich aus der Vorgabe in der Istanbul-Konvention: 1 Family 
Place7 je 10.000 Einwohner*innen.  
 

2.9 Ausblick Finanzierungskonzept: 

Die Verhinderung von Gewalt und die Unterstützung für Betroffene sind staatliche Pflichtaufgaben. Die 

bedarfsgerechte Finanzierung der Präventions-, Sensibilisierungs- und Hilfsangebote muss unabhängig von 

Eigenmitteln der Träger oder Spenden sichergestellt sein.  

Die Kostenstudie zum Hilfesystem für Betroffene von häuslicher und geschlechtsspezifischer Gewalt Studie 

im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend empfiehlt Folgendes8: 

Die notwendige Weiterentwicklungs- und Investitionsplanung sollte mindestens folgende Aspekte 

abdecken: 

• ▪ Quantitative Planung  

o Zielplatzzahl (Schutzeinrichtungen) und Kapazitäten in Fachberatungsstellen 

o Regionale Verteilung  

o Zuständigkeitsregelung kapazitive Bedarfsplanung  

• ▪ Qualitative Planung  

o Qualitative Mindestanforderungen  

▪ Für Neuerrichtungen  

▪ Für den Bestand  

o Förderberechtigte Institutionen (Wer darf Schutzeinrichtungen und Fachberatungsstellen 

betreiben/eröffnen?)  

 
7 1 Family Place bedeutet aktuell 2,35 Betten (orientiert an der Geburtenrate in Deutschland) 
8 https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/240216/969bd2f27283109c202a07928c0aa480/kostenstudie-zum-
hilfesystem-fuer-betroffene-von-haeuslicher-und-geschlechtsspezifischer-gewalt-data.pdf, S. 103 

https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/240216/969bd2f27283109c202a07928c0aa480/kostenstudie-zum-hilfesystem-fuer-betroffene-von-haeuslicher-und-geschlechtsspezifischer-gewalt-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/240216/969bd2f27283109c202a07928c0aa480/kostenstudie-zum-hilfesystem-fuer-betroffene-von-haeuslicher-und-geschlechtsspezifischer-gewalt-data.pdf
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o Zuständigkeitsregelung qualitative Mindeststandards  

• ▪ Finanzierung  

o Investive Kosten  

o Laufende Kosten  

o Zuständigkeitsregelungen Kostenträgerschaft 

Die Ergebnisse der Ausgangsanalyse und Entwicklungsplanung in den einzelnen Bundesländern müssen als 

fachliche Grundlage in die jeweiligen Finanzierungskonzepte einbezogen werden, aus denen sich ergibt, wie 

die darin geplanten Elemente des Hilfesystems nachhaltig finanziert werden.  

3 Unterstützungsangebote (Schutz und Beratung) für vulnerable Gruppen 

Vulnerable Gruppen und mehrfach-diskriminierte Gruppen sind einem besonders hohen Risiko 
geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt und gleichzeitig mit erheblichen Zugangshürden konfrontiert. Dazu 
gehören: 

- Frauen mit Behinderung oder Beeinträchtigung, 
- migrierte oder als migriert gelesene Frauen, insbesondere solche mit prekärem oder ohne 

Aufenthaltsrecht 
- geflüchtete Frauen, insbesondere solche im staatlichen Unterbringungssystem, 
- obdach- und wohnungslose Frauen, 
- suchtkranke bzw. Suchtmittel konsumierende Frauen, 
- ältere und hochaltrige Frauen, 
- Kinder (intersektional gedacht, ggf. alleinige Hilfesuche unabhängig von der Mutter => siehe GewHG 

spricht von „Frauen und ihre Kinder“), 
- Frauen mit psychischen Erkrankungen (einschließlich hoch- bzw. komplex traumatisierter Frauen), 
- Ökonomisch benachteiligte Frauen (Einkommen am Existenzminimum), 
- LBTIQ*-Personen. 

4 Sicherstellung von Schutz und Unterstützung gegenüber Kindern9 

Gemäß § 2 Abs. 3 GewHG: Kinder = alle Menschen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben vs. 
Abgrenzung zu SGB VIII 

Der Gesetzanspruch des Gewalthilfegesetzes bezieht sich auf Frauen sowie minderjährige Personen, die 
geschlechtsspezifische oder häusliche Gewalt gegenüber nahestehenden Dritten miterlebt haben oder 
miterleben. Die Regelungen des SGB VIII gehen Regelungen nach dem GewHG vor. Dies betrifft insbesondere 
Minderjährige, die selbst Gewalt erlebt haben bzw. erleben, z.B. sexualisierte Gewalt oder 
Kindesmisshandlung.    

§ 8 Abs.3 SGB VIII definiert für Kinder und Jugendliche jedoch nur einen allgemeinen Anspruch auf Beratung. 
Ein Rechtsanspruch auf Unterstützung durch ein spezialisiertes Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt besteht nicht. Dies darf in der Praxis jedoch nicht zu einer Schlechterstellung von 
Kindern/Jugendlichen führen.  

 
9 Die Vorgaben aus der EU-Richtlinie meinen ausdrücklich Unterstützung von Menschen im Kindesalter bei 

geschlechtsspezifischer Gewalt, Art. 31 und Art. 26 (spezialisierte Unterstützung für Oper sexualisierter Gewalt) 
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§ 41 Abs. 1 SGB VIII sieht zudem Unterstützungsmöglichkeiten für junge Volljährige vor, solange ihre 
Persönlichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und selbständige Lebensführung 
nicht gewährleistet ist. Auch hier ist zu klären, wie der Vorrang des SGB VIII umzusetzen ist ohne 
Schlechterstellung gegenüber den Ansprüchen aus dem GewHG. 

Aktuell ist bundesweit die Ausgestaltung der Angebote für gewaltbetroffene Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene und ihre Finanzierung sehr heterogen. Zum Beispiel beraten viele Frauennotrufe Mädchen und 
Frauen ab 14 oder 16 Jahren und werden aus dem Ressort Gleichstellung/Gewalt gegen Frauen finanziert. 
Fachberatungsstellen bei sexualisierter Gewalt in Kindheit und Jugend werden oft ausschließlich über die 
Kinder- und Jugendhilfe finanziert und unterstützen Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene (bis max. 27 
Jahre) sind. Andere sind in einer Landesförderrichtlinie verankert, die Unterstützung bei (sexualisierter) 
Gewalt für alle Altersgruppen zum Inhalt hat. Viele haben eine erhebliche kommunale Mitfinanzierung. 

Der Übergang in neue Strukturen muss so erfolgen, dass Kinder und Jugendliche nicht schlechter gestellt 
werden. Bewährte, aus jahrzehntelanger Praxiserfahrung gewachsene Konzepte und Kompetenzen von 
Fachberatungsstellen müssen erhalten bleiben. Lücken, unklare Zuständigkeiten und bürokratischer Aufwand 
sind zu vermeiden.  

Für die spezifische Unterstützung von Kindern und Jugendlichen ist die Vernetzung mit Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und anderen Orten, an denen Kinder/Jugendliche sich aufhalten, von zentraler 
Bedeutung. Ebenso die Fachkräfte- und Umfeldberatung, denn von Gewalt betroffene oder mit betroffene 
Kinder und Jugendliche finden selten von sich aus den Weg in das spezialisierte Hilfesystem. Sie brauchen 
sensibilisierte Erwachsene, die sie unterstützen.    

4.1 Eine intensive Kooperation des Hilfesystems bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt nach 
dem GewHG mit Einrichtungen und Gremien der Kinder- und Jugendhilfe ist zwingend erforderlich und 
entsprechend auszubauen und zu finanzieren.  Allgemein: 

- Kinder sind nicht nur „mitbetroffen“. Daher muss ihre Perspektive als eigenständige Zielgruppe in die 
Analyse einfließen. 

4.2 Erfassung der für Kinder erforderlichen Angebote: 

- Altersgerechte sozialpädagogische und psychosoziale Angebote, 
- spezialisierte Hilfen und Unterstützungsangebote für Kinder,  
- Beratungs- und Präventionsangebote für Jugendliche (14-18-Jährige) zur Verhinderung von 

Partnerschaftsgewalt und zur Unterstützung für Betroffene,  
- proaktive Beratung für Kinder als Mitbetroffene (Zeug*innen), 
- eigene Räume in Frauenhäusern, 
- qualifiziertes Personal für bedarfsgerechte Betreuung und Begleitung in Frauenhäusern, 
- generationsübergreifende und altersspezifische Handlungsansätze in Frauenhäusern, 
- Möglichkeit zur Aufnahme älterer Söhne in Frauenhäusern, 
- Angebote zur Mutter-Kind-Bindung und Sensibilisierung der Mütter, 
- Kinderschutzkonzepte, 
- Konzepte für Umgangs- und Kontaktgestaltung der Kinder, 
- Beachtung intersektionaler Aspekte einschließlich Barrierefreiheit, Dolmetschung, 

Mehrfachdiskriminierung etc., 
- Interdisziplinäre Kooperationen 
- Differenzierung und Einordnung bestehender Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII während eines 

Frauenhaus-Aufenthaltes; Ersatz der Bedarfe nach dem SGB VIII nur bei entsprechender Ausstattung 
und Finanzierung der Arbeit im Frauenhaus, 
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- Vorliegen eines standardisierten Vorgehens zwischen Jugendamt und Frauenhaus bzw. von 
Vereinbarungen bei einer (drohenden) Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII während eines 
Frauenhaus-Aufenthaltes. 

5 Prävention von geschlechtsspezifischer Gewalt 

5.1 Strukturelle Verankerung und Weiterentwicklung von Präventionsangeboten 

- Prävention muss flächendeckend, nachhaltig und finanziell abgesichert sein. Sie muss dort ansetzen, 
wo Menschen leben und arbeiten, 

- Zielgruppenspezifische und barrierefreie Prävention: Alters- und geschlechtsspezifische 
Präventionsprogramme in Kitas, Schulen (inkl. Förderschulen), am Arbeitsplatz und an Freizeitorten 
sowie in staatlichen und frei verbandlichen (Wohn)Einrichtungen. Dabei aktiver Einbezug von 
Nachbarschaftsinitiativen und zivilgesellschaftlichen Organisationen (z.B. freiwillige Feuerwehr, 
Landjugendverband, migrantische Communities, Flüchtlingsinitiativen), 

- Kooperation von Bund, Ländern, Kommunen und Wissenschaft, um fundierte Präventionsprogramme 
zu identifizieren bzw. zu entwickeln, Synergieeffekte zu nutzen und bestmögliche Wirksamkeit zu 
erreichen. Dies gilt auch für Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierungskampagnen, 

- Schulungen von Fachpersonal (Lehrkräfte, Ärzt*innen, Polizei, Jugendhilfe, Behindertenhilfe, 
Wohnungsnotfallhilfe, Eingliederungshilfe, Suchthilfe, Altenarbeit, Pflege, Justiz, Sozialarbeit), 
Projekte zur Förderung von Gleichstellung und Rollenreflexion, 

- Konzeption und Finanzierung von Schulungen zu Gewalt und Diskriminierungsgefahren, 

Reflexionsformaten für Bedienstete von Behörden (Justiz, Jugendhilfe, Polizei, Securities und 

Bedienstete in Unterkünften etc.) 
- Förderung wissenschaftlicher Untersuchungen und wissenschaftlicher Begleitung von 

Behördenhandeln zum adäquaten Umgang mit dem Thema  

- Präventionsangebote sind stets zu flankieren mit bedarfsgerechten Schutz- und Beratungsangeboten 
für Betroffene und Unterstützungsangeboten für Fachpersonal und private Unterstützer*innen. 
Hierzu gibt es bewährte Konzepte in Fachberatungsstellen und Frauenhäusern.  

- ggf. Berücksichtigung / Förderung auch kultureller Angebote etwa der mobilen Theaterpädagogik in 
Schulen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe 

- Einrichtungen des Unterstützungssystems brauchen verlässliche Ressourcen zur Vernetzung und 
Öffentlichkeitsarbeit, damit ihre Angebote sichtbar(er) werden und alle erreichen. 

- Präventionsmaßnahmen sollten für Vulnerable Gruppen geeignet und erreichbar sein. Zum Beispiel 
müssen für migrierte und geflüchtete Frauen leicht verständliche und mehrsprachige Informationen 
und Angebote - nicht nur schriftlicher Art, sondern auch über persönlichen Kontakt - bereitgestellt 
werden. Die Angebote müssen barrierefrei sein, um Frauen mit Beeinträchtigungen zu erreichen. 

6 Täterarbeit  

Mit der Verabschiedung des Gewalthilfegesetzes (GewHG) am 24.02.2025 soll die bisherige 
Unterversorgung des Gewalthilfesystems behoben und „ein bedarfsgerechtes Hilfesystem bei 
geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt” bereit gestellt werden. 
 
Neben dem Ausbau des Schutz-, Beratungs- und Unterstützungsangebots für gewaltbetroffene Personen 
sollen Präventionsmaßnahmen, einschließlich solcher für gewaltausübende Personen, bereitgestellt werden 
- auch barrierefrei und mehrsprachig. 
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Der Kreislauf geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichteter Gewalt kann vor allem durch qualifizierte 
Täterarbeit Häusliche Gewalt nachhaltig unterbrochen werden. Täterarbeit muss als Teil einer 
gesamtgesellschaftlichen Strategie in die Entwicklungsplanung der Länder einbezogen werden. 
Im Rahmen der Entwicklungsplanung der Länder zu berücksichtigende Kriterien: 
 

- Erstellung einer Zeitplanung für eine ausreichende Abdeckung der bestehenden Bedarfe mit 
Täterarbeit 

- Erstellung von Förderrichtlinien für gleichstellungs- und qualitätsorientierte Täterarbeit in den 
Ländern 

- Bedarfsgerechte und verlässliche Finanzierung von Täterarbeit unter Berücksichtigung der 
Kooperations- und Vernetzungsarbeit mit Justiz, Jugendhilfe, Polizei, Trägern von 
Unterbringungseinrichtungen und Betroffenenunterstützung 

- Wissenschaftliche Evaluierung zur Wirksamkeit von Täterarbeit  
- Monitoring der ausreichenden Bereitstellung von Täterarbeit in den Bundesländern gemäß den 

Vorgaben aus der Istanbul Konvention und den Vorgaben der GREVIO – Berichterstattung zu deren 
Umsetzung  

- Ausdifferenzierung und Zielgruppenerweiterung von gleichstellungsorientierter Täterarbeit 
- Klare Ressortzuständigkeit für Täterarbeit in den Ländern sowie Abstimmung der weiteren 

Entwicklungsplanung zur Täterarbeit mit den Landesministerien für Familie, Inneres und Justiz  
- Anerkennung von Täterarbeit als Teil einer Gesamtstrategie zur Prävention von häuslicher Gewalt 
- Flächendeckende Anwendung des proaktiven Ansatzes in der Täterarbeit HG als verpflichtende 

Interventionsmaßnahme 
- Berücksichtigung von Täterarbeit in den Strategieplanungen der Länder, insbesondere bei den 

Punkten Gefährdungseinschätzung, Risikomanagement und Fallkonferenzen 
- Grundlage qualifizierter und gleichstellungsorientierter Täterarbeit ist der Qualitätsstandard der 

BAG Täterarbeit Häusliche Gewalt e. V. 
- Sicherstellung der Durchführung von Täterarbeit durch qualifizierte Fachkräfte (bspw. Fachkraft für 

Täterarbeit Häusliche Gewalt nach BAG TäHG FTHG®) 
- Überprüfung der Qualität von Täterarbeit Häusliche Gewalt durch das bereits bestehende 

Zertifizierungsverfahren der BAG TäHG 
- Durchführung von Schulungen für Netzwerkpartner*innen 
- Stärkung der primären Prävention geschlechtsspezifischer Gewalt. Durchführung von Workshops in 

Schulen  

7 Vernetzung und Koordinierung  

Das GewHG sieht in § 1 Abs 2 Nr. 3 ausdrücklich die Unterstützung der strukturierten Vernetzungsarbeit 
innerhalb des Hilfesystems sowie dessen mit anderen Hilfsdiensten und Behörden vor. Dies betrifft 
insbesondere die Wohnungsnotfallhilfe, die Eingliederungshilfe, die Suchthilfe, die Einrichtungen des 
Gesundheitswesens, die öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, die Polizei- und 
Ordnungsbehörden, die Justiz sowie Bildungseinrichtungen, zivilgesellschaftliche Strukturen und sonstige 
relevante Einrichtungen oder Berufsträger. Diese Vernetzung ist entscheidend für gut abgestimmte Verfahren 
zwischen polizeilichen, ordnungsrechtlichen und juristischen Maßnahmen sowie einer engmaschigen, 
niedrigschwelligen und zeitnahen Verzahnung mit den Fachberatungsstellen und weiteren Hilfsangeboten 
bzw. therapeutischen Angeboten. Des Weiteren wird so nicht nur ein kontinuierlicher Wissenstransfer 
gewährleistet, sondern bestehende Angebote werden weiterentwickelt sowie Hürden und Handlungsbedarfe 
im Interventionsablauf identifiziert und bearbeitet. So kann auf aktuelle oder akute Herausforderungen 
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zeitnah reagiert und im bestehenden Netzwerk gemeinsam an Lösungen gearbeitet werden – und somit auch 
kommunale Gewaltschutzsysteme übergreifend weiterentwickelt und an sich verschiebende rechtliche 
Rahmenbedingungen angepasst werden.  

Da geschlechtsspezifische Gewalt als zentrales Gleichstellungsthema bereits seit Jahrzehnten insbesondere 
durch die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten auf Ebene der Kommunen bearbeitet wird, liegt auch 
hier in den meisten Kommunen Deutschlands die Koordination der entsprechenden Netzwerkgremien, wie 
z.B. Runde Tische oder entsprechende Arbeitsgruppen. Die Einrichtung entsprechender Netzwerkgremien 
erfolgt allerdings bisher hauptsächlich auf der gesetzlichen Grundlage der Istanbul-Konvention, die jedoch 
kommunal oft als nicht verbindlich angesehen wird. Entsprechende Landesgleichstellungsgesetze geben hier 
nur ansatzweise eine rechtliche Stütze.  

Vor dem Hintergrund einer – insbesondere seit den letzten Jahren aufgrund von antifeministisch geprägten 
gesellschaftspolitischen Entwicklungen stark zunehmenden – Gefährdung der kommunalen 
Gleichstellungsarbeit und einem damit verbundenen zunehmenden strukturellen Abbau dortiger Personal-
und Sachressourcen sowie von Stellenanteilen der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, bedeutet dies 
auch eine Gefährdung der in diesem Bereich verankerten und koordinierten Vernetzungsgremien im Bereich 
geschlechtsspezifische Gewalt.  

Für eine Umsetzung von § 1 Abs 2 Nr. 3 GewHG benötigt es eine Stärkung und Sicherstellung bestehender 
Vernetzungsgremien auf kommunaler Ebene. Hilfreich wäre eine finanzielle Unterstützung der kommunalen 
Runden Tische aus Mitteln des Gewalthilfegesetzes, beispielsweise durch Sachkosten für Weiterqualifizierung 
oder Raummieten. Die Aufnahme einer Empfehlung in die Ausführungsgesetze, dass kommunale 
Gleichstellungsbeauftragte die Runden Tische organisieren und moderieren sollen, stärkt die 
Schnittstellenposition der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten als wichtige Akteurinnen im 
Hilfenetzwerk geschlechtsspezifische Gewalt. Ebenso wünschenswert ist die Empfehlung zum Aufbau Runder 
Tische unter Leitung der kommunalen Gleichstellungsbeauftragen in Kommunen, die diese derzeit noch nicht 
vorweisen. 

Auch ein Einbezug (oder Aufbau) strukturell verankerter Vernetzung auf Landesebene innerhalb des 
spezialisierten Hilfesystems und interdisziplinär mit allgemeinen Hilfsdiensten und der Wohnungsnotfallhilfe, 
Behörden und Einrichtungen ist dezidiert in den Blick zu nehmen.  

 

Redaktion: 

Dr. Marie-Luise Löffler, BAG kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen 

Dorothea Hecht, Frauenhauskoordinierung e.V. 

 

Berlin, im Mai 2026 
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